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Ändert sich bei steigender Geschäftslast weder Verfahren noch Kognitionstie-
fe einer Beschwerdeinstanz, muss die Verfahrensdauer zunehmen. Die Ver-
fahrensdauer hat am Schweizerischen Bundesgericht in den letzten 50 Jah-
ren nicht zugenommen. Jedoch hat sich die Entscheidungsfindung zu den Ge-
richtsschreibern und zum Referenten verschoben. Zudem sinken die Erfolgs-
chancen von Rechtmitteln, und die Erledigungen durch Nichteintreten neh-
men zu. Unter dem BGG ist der schon vorher hohe Anteil der Rechtsmittel,
auf die nicht eingetreten wird, nochmals stark gestiegen. Dies deutet darauf
hin, dass das Bundesgericht die formellen Eintretensvoraussetzungen zuneh-
mend verschärft, um der Geschäftslast Herr zu werden.
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I. Theoretischer Hintergrund und Motivation

[Rz 1] Beschwerdeinstanzen, die sich bei konstanter Personal- und Mittelausstattung mit einer
steigenden Geschäftslast konfrontiert sind, können (i) entweder die Beschwerden im bisheri-
gen Verfahren und mit gleicher Kognitionstiefe bearbeiten, oder sie können (ii) das Verfahren
effizienter gestalten oder (iii) die Prüfungsintensität reduzieren.1 Natürlich sind auch Kombina-
tionen dieser Strategien möglich, ja sogar wahrscheinlich. Bei Bearbeitung der steigenden Ein-
gänge im gleichbleibenden Verfahren und bei gleicher Prüfungstiefe wird sich die Prozessdauer
verlängern. Ein effizienteres Verfahren – weniger mündliche Verhandlungen, Beschränkungen
der Rechtsschriften, Einsatz von EDV u.a. – kann, muss aber nicht zu einem Qualitätsrückgang
führen.2 Die Reduktion der Prüfungsintensität führt dazu, dass mehr vorinstanzliche Entschei-
dungen bestätigt werden – wenn weniger genau geprüft wird, werden weniger Fehler entdeckt.3

Soweit eine Beschwerdeinstanz (in gewissen Fällen) selbst darüber entscheiden kann, ob sie auf
eine Beschwerde eintritt, wird die steigende Geschäftslast zudem vermutungsweise dazu führen,
dass sie weniger oft auf Beschwerden eintritt – mit anderen Worten steigt der Anteil der Nicht-
eintretensentscheidungen, weil diese allemal weniger Arbeit verursachen als ein Urteil in der
Sache.4

[Rz 2] Bert Huang konnte nachweisen, dass US-amerikanische Bundesberufungsgerichte (Fe-
deral Circuit Courts) wegen steigender Eingänge Beschwerden gegen Urteile der Tatgerichte in
Zivilsachen weniger oft gutheissen. Dass ihm die Identifikation des kausalen Einflusses gelang,
ist auf einen aus Sicht des Forschenden glücklichen Umstand zurückzuführen: einen plötzlichen
Anstieg der Beschwerden im Ausländerrecht, die mit der verschärften Ausschaffungspraxis nach
den Anschlägen des 11. September 2001 in New York zusammenhing undmit der Qualität der zi-
vilrechtlichen Berufungen ersichtlich nichts zu tun hatte.Huang konnte zeigen, dass die plötzlich

1
Richard A. Posner, The federal courts. Challenge and reform, Cambridge, Mass. 1996, 345.

2
Richard A. Posner, Demand and Supply Trends in Federal and State Courts over the Last Half Century, J. App.
Prac. & Process 2006, 133–140, 135.

3
Posner (Fn. 1), 176; Ruggero J. Aldisert, Then and Now Danger in the Courts, Fed. Law 1997, 41–43, 43.

4 Siehe die empirische Evidenz von Daniel J. Knudsen, Institutional Stress and the Federal District Courts. Judicial
Emergencies, Vertical Norms, and Pretrial Dismissals, Utah L. Rev. 2014, 187–217 für das vergleichbare Phänomen,
dass das Tatgericht keine Hauptverhandlung (trial) durchführt.
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steigende Zahl der ausländerrechtlichenGeschäfte zu einer Abnahme der Gutheissungen zivilrecht-
licher Berufungen führte – obwohl das eine mit dem anderen eigentlich nichts zu tun hat, ausser,
dass die gleichen Richter die Geschäfte beurteilen.5

[Rz 3] Fehlt es an einem solchen «natürlichen Experiment»6, kann die Identifikation der Kausali-
tät kaum gelingen: die steigende Geschäftslast und die steigende Zahl der bestätigenden Urteile
respektive Nichteintretensentscheidungen können auf eine gemeinsameUrsache zurückzuführen
sein, namentlich eine sich ändernde Zusammensetzung der Entscheidungen, die mit Beschwerde
an die höhere Instanz weitergezogen werden.7 Plump ausgedrückt: wenn zunehmend aussichtslo-
se Beschwerden eingelegt werden ist es auch nicht erstaunlich, dass diese zunehmend abgewiesen
werden.

[Rz 4] Um es vorwegzunehmen: in der Schweiz fehlt es an einem natürlichen Experiment, das ei-
ne saubere Identifikation der Kausalität erlauben würde. Dennoch erscheint es mir wertvoll, die
für das schweizerische Bundesgericht vorliegenden Daten vor dem Hintergrund der oben formu-
lierten Hypothesen zu analysieren, gerade auch im Hinblick auf die laufende Revision des Bun-
desgerichtsgesetzes (BGG, SR 173.110).8 Dass die Geschäftslast des Bundesgerichts in den letzten
50 Jahren massiv zugenommen hat, ohne dass sich die Zahl der Richterstellen auch nur annäh-
rend im gleichen Masse erhöht hätte, ist wohlbekannt (siehe hinten, Rz. 7 f., zum Ausmass der
Zunahme). Bereits vor fast 40 Jahren schrieb das Bundesgericht, es könne «heute auf bestimm-
ten Gebieten infolge der Überlastung den Rechtsschutz nicht mehr seiner Stellung entsprechend
gewährleisten»9. Später ist gar die Rede davon, dass die Fälle «nicht in einer Art, die dem ver-
fassungsmässigen Auftrag eines Höchstgerichts entsprechen würde»10, erledigt werden können,
von «Fliessbandarbeit»11 und dass «der Speditivität [. . . ] unverändert der Vorrang zu[kommt]»12.
Dass sich unter diesen Umständen auch die Art der Erledigung der eingehenden Geschäfte än-
dert, liegt nahe, wurde meines Wissens in der Schweiz bislang aber noch nie systematisch unter-
sucht. Der Fokus der folgenden Ausführungen liegt dabei auf den zivilrechtlichen Berufungen,
respektive seit dem In-Kraft-Treten des Bundesgerichtsgesetzes am 1. Januar 2007 den zivilrecht-
lichen Beschwerden.

II. Die Daten

[Rz 5] Ich stütze mich im Folgenden ausschliesslich auf die vom Bundesgericht in seinen Ge-
schäftsberichten veröffentlichten Zahlen zu Geschäftseingängen, Erledigungsart, Anzahl Sitzun-
gen und Anzahl juristischer Mitarbeiter. Zeitlich umfasst die Analyse die Jahre 1965 bis und mit

5
Bert I. Huang, Lightened Scrutiny, Harvard Law Review 2011, 1109–1152.

6 Zum Begriff Achim Hildebrandt, Methodologie, Methoden, Forschungsdesign. Ein Lehrbuch für fortgeschrittene
Studierende der Politikwissenschaft, Wiesbaden 2015, 27 f.

7
Chris Guthrie / Tracey E. George, Futility of Appeal: Disciplinary Insights into the Affirmance Effect on the
United States Courts of Appeals, The, Fla. St. UL Rev. 2004, 357–385, 361; Huang (Fn. 6), 1120.

8 Der Bundesrat hat am 9. November 2015 den Vorentwurf zur Revision des Bundesgerichtsgesetzes in die Vernehm-
lassung geschickt, https://www.bj.admin.ch/dam/data/bj/staat/gesetzgebung/bundesgerichtsgesetz/vorentw-
d.pdf (Website zuletzt besucht am 1. Mai 2016).

9 Bericht des Schweizerischen Bundesgerichts über seine Amtstätigkeit im Jahr 1980 vom 6. Februar 1981, 332.
10 Bericht des Schweizerischen Bundesgerichts über seine Amtstätigkeit im Jahr 1993 vom 21. Februar 1994, 3.
11 Bericht des Schweizerischen Bundesgerichts über seine Amtstätigkeit im Jahr 2000 vom 7. Februar 2001, 3.
12 Bericht des Schweizerischen Bundesgerichts über seine Amtstätigkeit im Jahr 2000 vom 7. Februar 2001, 3.
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2015, also 51 Jahre.13 Da während dieser langen Zeit nicht nur die Art der Präsentation, sondern
auch die Auswahl der berichteten Daten geändert hat, können nicht alle Reihen zurück bis 1965
verfolgt werden. Für die hier besonders interessierenden zivilrechtlichen Berufungen jedoch sind
die Daten erfreulicherweise seit 1965 in einem Format rapportiert, das einen sinnvollen Vergleich
erlaubt.

[Rz 6] Eine Zäsur stellt der 1. Januar 2007 dar, an dem das Bundesgerichtsgesetz in Kraft trat, wel-
ches das Bundesrechtspflegegesetz (auch Organisationsgesetz, OG) ablöste. Mit dem Bundesge-
richtsgesetz wurde namentlich die Einheitsbeschwerde eingeführt.14 Unter der Geltung des Bun-
desrechtspflegegesetzes musste die Verletzung verfassungsmässiger Rechte in Zivil- und Straf-
sachen mittels staatsrechtlicher Beschwerde gerügt werden, während die Verletzung sonstigen
Bundesrechts je nach Rechtsgebiet mit zivilrechtlicher Berufung15 oder Nichtigkeitsbeschwer-
de16 oder eidgenössischer Nichtigkeitsbeschwerde in Strafsachen17 gerügt werden musste,18 was
zur Folge hatte, dass der gleiche vorinstanzliche Prozess vor Bundesgericht zu zwei Geschäftsein-
gängen führen konnte.19 Mit der Einheitsbeschwerde hingegen kann in jedem Rechtsgebiet jede
Verletzung von Bundesgericht gerügt werden, so dass nur ein Rechtsmittel gegen das kantonale
Urteil ergriffen werden muss. Die Einführung der Einheitsbeschwerde führt aber dazu, dass die
Zahlen zur zivilrechtlichen Berufung und zur zivilrechtlichen (Einheits-)beschwerde nicht direkt
vergleichbar sind. Im Folgenden wird daher vorerst der Zeitraum von 1965 bis Ende 2006 unter-
sucht und anschliessend der Einfluss des Bundesgerichtsgesetzes in einem separaten Abschnitt
näher betrachtet.

III. Zunahme der Geschäftslast seit 1965

1. Entwicklung der Eingänge und Etatstellen 1965 bis 2006

[Rz 7] Die Gesamteingänge beim Bundesgericht haben sich von 1965 bis Ende 2006 verdreifacht
(sie sind von 1’732 auf 5’21020 gestiegen). Die Zahl der zivilrechtlichen Berufungen und Nichtig-
keitsbeschwerden wuchs im gleichen Zeitraum von 317 auf 755 pro Jahr, also um den Faktor 2,4.
Die Zahl der Mitglieder der beiden Zivilkammern hat sich demgegenüber gerade um eine Rich-
terstelle erhöht, während die ordentlichen Richterstellen sich nur von 26 auf 30 erhöht haben.21

Während ein Richter statistisch gesehen 1965 rund 67 Fälle erledigen musste, um mit den Ein-
gängen Schritt zu halten, waren es 2006 rund 174. Ein Mitglied der beiden Zivilkammern musste

13 Die Geschäftsberichte des Bundesgerichts sind erhältlich unter http://www.bger.ch/index/federal/federal-inherit-
template/federal-publikationen/federal-pub-geschaeftsbericht.htm (Website zuletzt besucht am 1. März 2016).
Die Daten, die diesem Aufsatz zugrunde liegen, sind öffentlich zugänglich unter http://dx.doi.org/10.7910/DVN/
EVVFZL (Website zuletzt besucht am 27. Mai 2016.

14 Botschaft zur Totalrevision der Bundesrechtspflege vom 28. Februar 2001, BBl 2001, 4202–4479, 4233 f.
15 Art. 43 ff. OG.
16 Art. 68 ff. OG.
17 Art. 268 ff. Bundesgesetz über die Bundesstrafrechtspflege.
18 Mit der Verwaltungsbeschwerde konnte hingegen auch die Verletzung verfassungsmässiger Rechte gerügt werden,

Art. 97 ff. OG.
19 Botschaft zur Totalrevision der Bundesrechtspflege vom 28. Februar 2001, BBl 2001, 4202–4479, 4234.
20 Ohne Eidgenössisches Versicherungsgericht in Luzern, das per 1. Januar 2007 zu den zwei sozialversicherungs-

rechtlichen Abteilungen des Bundesgerichts wurde.
21 Ohne Eidgenössisches Versicherungsgericht in Luzern.
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statt rund 32 zivilrechtlichen Berufungen und Nichtigkeitsbeschwerden 50 Jahre später rund
69 derartige Rechtsmittel erledigen, um die Pendenzen nicht anwachsen zu lassen (die Mitglie-
der der beiden Zivilkammern erledigen nicht nur zivilrechtliche Berufungen und Nichtigkeits-
beschwerden, sondern auch andere Rechtsmittel, insbesondere staatsrechtliche Beschwerden im
Zusammenhang mit Zivilprozessen). Anzumerken ist allerdings, dass das Bundesgericht selbst –
mit Stichentscheid des Präsidenten – 1994 eine Erhöhung der Anzahl ordentlicher Richter und
Richterinnen um fünf Stellen abgelehnt hat.22

 

 

Abbildung 1: Entwicklung der Eingänge am Bundesgericht 1965–2006

[Rz 8] Anders als die Richterstellen sind die Etatstellen der juristischen Kanzlei im Wesentlichen
proportional zur Geschäftslast gestiegen (siehe Abbildung 1). Die Analyse wird hier insofern er-
schwert, als die älteren Geschäftsberichte nur die Anzahl Gerichtsschreiber rapportieren. Später
wird eine Kategorie «Urteilsredaktoren» eingeführt, die aber nicht die persönlichen Mitarbeiten-
den der Richterinnen und Richter umfasst. Ab 2007 werden alle an der Urteilsredaktion betei-
ligten Mitarbeitenden in der Kategorie «Gerichtsschreiberinnen und Gerichtsschreiber» erfasst.
Die Abbildung 1 fasst Gerichtsschreiber und persönliche Mitarbeitenden in der Kategorie «Ur-
teilsredaktoren» zusammen. Nicht enthalten darin sind die Mitarbeiter der wissenschaftlichen
(Informatik, Dokumentation, Bibliothek) und der administrativen Dienste (Kanzlei, Verwaltung,
Weibel).

2. Entwicklung im Kontext

[Rz 9] Seit 1965 hat sich nicht nur die Geschäftslast des Bundesgerichts, sondern auch vieles an-
deres erhöht, so insbesondere die Wirtschaftsleistung und Bevölkerung der Schweiz. Man darf
annehmen, dass die Geschäftslast der Gerichte in einem Zusammenhang mit der Wirtschaftsleis-

22 Bericht des Schweizerischen Bundesgerichts über seine Amtstätigkeit im Jahr 1994 vom 22. Februar 1995, 4.
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tung und Bevölkerungszahl in dem Sinne steht, dass bei steigender wirtschaftlicher Aktivität und
steigender Bevölkerungszahl auch mehr Streitigkeiten vor Gericht ausgetragen werden.

[Rz 10] Die ständige Wohnbevölkerung der Schweiz hat sich von 1965 bis 2006 von 5,7 Millio-
nen auf 7,5 Millionen erhöht, was einer Zunahme von rund 30% entspricht. Im gleichen Zeitraum
hat sich das Bruttoinlandsprodukt (real, Referenzjahr 2010) von CHF 258Milliarden auf CHF 564
Milliarden mehr als verdoppelt.23 Die gesamte Geschäftslast des Bundesgerichts ist aber viel stär-
ker gestiegen, wie Abbildung 2 zeigt. Um die unterschiedlichen Wachstumsraten erkennbar zu
machen, wurde für Bevölkerung, Bruttoinlandsprodukt, Geschäftseingänge insgesamt und Ein-
gänge zivilrechtlicher Berufungen und Nichtigkeitsbeschwerden derWert für 1965 = 100 gesetzt.

 

 

Abbildung 2: Entwicklung der Eingänge im Kontext 1965–2006

[Rz 11] Bis 1970 blieb das Wachstum der Geschäftseingänge insgesamt hinter dem Bevölkerungs-
wachstum zurück, bei den zivilrechtlichen Berufungen sogar bis 1977. Das Bruttoinlandspro-
dukt überholt haben die Geschäftseingänge insgesamt 1974, die zivilrechtlichen Berufungen erst
1980. Sieht man von der Flut anfangs der 1990-er Jahre ab, so hat entspricht die Zunahme der
zivilrechtlichen Berufungen und Nichtigkeitsbeschwerden in etwa der Zunahme des Bruttoin-
landsproduktes (siehe Abbildung 2).

[Rz 12] Die Gesamteingänge sind wesentlich stärker gewachsen. Dies ist in erster Linie auf den
überproportionalen Anstieg der öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten zurückzuführen, deren Grün-
de, wie das Bundesgericht 1977 schreibt, «nicht nur in der Ausdehnung der Verwaltungsgerichts-
barkeit des Bundes auf neue Materien, sondern ganz allgemein in der sehr weiten Ausbreitung
des staatlichen Handelns»24 liegen. In der Tat muss die Regulierung immer weiterer Bereiche

23 Zahlen ab 1980 gemäss Staatssekretariat für Wirtschaft SECO (Produktionsansatz, unbereinigte Daten), er-
hältlich unter https://www.seco.admin.ch/dam/seco/de/dokumente/Publikationen_Dienstleistungen/
Publikationen_Formulare/Wirtschaftslage/QS_Quartalsschaetzungen/Produktionsseite_BIP%20gem%C3%A4ss%
20Produktionsansatz%20unbereinigt_Letzte%20%C3%84nderung28082015.xls.download.xls/Produktionsseite_
BIP%20gem%C3%A4ss%20Produktionsansatz%20unbereinigt_Letzte%20%C3%84nderung28082015.xls (Web-
site zuletzt besucht am 1. März 2016); Zahlen vor 1980 gemäss The Maddison-Project, http://www.ggdc.net/
maddison/maddison-project/home.htm, 2013 Version (Website zuletzt besucht am 1. März 2016).

24 Bericht des Schweizerischen Bundesgerichts über seine Amtstätigkeit im Jahr 1977 vom 14. Februar 1978, 280.
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menschlichen Verhaltens bei gleichzeitigem Ausbau des Rechtsschutzes dazu führen, dass die
staats- und verwaltungsrechtlichen Streitigkeiten zunehmen.

IV. Auswirkungen auf die Erledigung

1. Keine Zunahme der Prozessdauer

[Rz 13] Die steigende Geschäftslast hat nicht zu einer längeren Prozessdauer geführt. Die Analyse
wird dadurch erschwert, dass das Bundesgericht von 1968 bis und mit 1978 nur die Prozessdauer
bis zur Urteilsfällung berichtet hat. Vor 1968 und ab 1979 wird die Prozessdauer bis zur Urteils-
fällung und die Dauer der Ausfertigung bis zum Versand rapportiert. Es scheint mir angebracht,
auf die Gesamtdauer abzustellen, denn für die Parteien ist einzig relevant, wie lange es dauert,
bis sie ein Urteil in den Händen halten – ob es bereits gefällt, aber noch nicht ausgefertigt ist,
werden sie in den allermeisten Fällen, in denen keine öffentliche Verhandlung stattfindet (dazu
nachstehend, Rz. 18 f.), gar nicht erfahren.

 

 

Abbildung 3: Entwicklung der durchschnittlichen Prozessdauer 1965–2015

[Rz 14] Der in Abbildung 3 ersichtliche Einbruch der Prozessdauer zwischen 1968 und 1978 ist
deshalb ein Artefakt der Berichterstattung. Jedoch zeigt Abbildung 3 klar, dass die Prozessdauer
nicht systematisch zugenommen hat. Seit dem Höhepunkt von 1996 (für zivilrechtliche Berufun-
gen) respektive 1982 (für staatsrechtliche Beschwerden wegen Verletzung verfassungsmässiger
Rechte) hat die Verfahrensdauer gar deutlich abgenommen, trotz weiterhin steigenden Eingän-
gen. Die mittlere Verfahrensdauer für alle Geschäfte wird erst seit 2002 berichtet (grüne Linie in
Abbildung 3).

[Rz 15] Die Zahlen für 2007 sind wegen des In-Kraft-Tretens des Bundesgerichtsgesetz am 1.
Januar 2007 nicht sinnvoll vergleichbar mit früheren und späteren Daten, weil in diesem Jahr so-
wohl Rechtsmittel erledigt wurden, die noch unter der Geltung des Bundesrechtspflegegesetzes
eingereicht wurden, als auch solche, die gemäss Bundesgerichtsgesetz eingereicht wurden. Je-
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doch zeigt sich, dass auch unter dem Bundesgerichtsgesetz die Verfahrensdauer nicht signifikant
zunimmt. Für zivilrechtliche Beschwerden ist die Verfahrensdauer im Wesentlichen gleich wie
früher für die zivilrechtlichen Berufungen. Mit den subsidiären Verfassungsbeschwerden wird
kurzer Prozess gemacht (hinten, Rz. 29).

2. Zunehmendes Gewicht der Gerichtsschreiber

[Rz 16] Wenn bei steigender Geschäftslast die Zahl der Richterinnen und Richter praktisch kon-
stant bleibt, aber sich die Zahl der Gerichtsschreiberinnen und Gerichtsschreiber verdreifacht
(siehe Abbildung 1), führt dies dazu, dass die juristische Kanzlei ein grösseres Gewicht bekommt.
Dies dürfte weitgehend unbestritten sein und wird z.B. durch den damaligen Bundesrichter Ra-
selli bestätigt, der 2005 schreibt: «1979 hatten 30 Bundesrichter rund 3’000 Fälle pro Jahr zu
bewältigen. Heute sind im Schnitt der Jahre jährlich gut 5’000 Fälle zu bewältigten; dies bei un-
verändert gebliebener Zahl von Richtern und Richterinnen. Dafür wurde in diesem Zeitraum die
Zahl der Gerichtsschreiber und Gerichtsschreiberinnen massiv erhöht.25 Dadurch verschiebt sich
die allein den Richtern und Richterinnen zustehende Verantwortung für die Urteile faktisch bis
zu einem gewissen Grad zu den Gerichtsschreibern und Gerichtsschreiberinnen hin».26Mit Art.
24 BGG wurde 2007 die gesetzliche Grundlage für die schon vorher faktisch von den Gerichts-
schreibern wahrgenommenen Aufgaben, namentlich Mitwirkung bei der Entscheidfindung und
Erarbeitung der Referate, geschaffen.

[Rz 17] Man könnte auch den Verdacht haben, dass die nebenamtlichen Richter ein zunehmendes
Gewicht bekommen. Das ist jedoch zumindest durch die Daten nicht ausgewiesen. Seit 1990 –
vorher wurden die Anzahl Berichterstattungen undArbeitstage der nebenamtlichen Richter nicht
systematisch berichtet – hat die Anzahl der Fälle, in denen ein nebenamtlicher Richter oder eine
nebenamtliche Richterin Bericht erstattet hat, abgenommen, und auch die Anzahl Vollzeitstellen,
die dem Pensum der nebenamtlichen Richter entspricht, hat abgenommen (Abbildung 4; für 1992
wurden keine entsprechenden Angaben berichtet).27

25 Von 28 im Jahr 1979 auf 86 im Jahr 2005.
26

Niccolò Raselli, Das Bundesgericht. Geschichte der eidgenössischen Gerichtsbarkeit, Lausanne 2005, 6, unter
<http://www.bger.ch/das_bundesgericht_raselli_07_05.pdf> (Website zuletzt besucht am 1. März 2016).

27 Für die Berechnung der Vollzeitstellenäquivalente wurde die vom Bundesgericht verwendete Formel gebraucht,
gemäss der 251 Arbeitstage einem Vollzeitpensum entsprechen (siehe z.B. Bericht des Schweizerischen Bundesge-
richts über seine Amtstätigkeit im Jahr 1991 vom 20. Februar 1992, 340).
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Abbildung 4: Berichterstattungen undVollzeitstellenäquivalente der Ersatzrichter 1990–2015

3. Zunehmendes Gewicht des Referenten

[Rz 18] Die Art der Entscheidungsfindung hat sich in den letzten fünfzig Jahren insofern ver-
ändert, als immer weniger Sitzungen (Beratungen) stattfinden und immer mehr Urteile auf dem
Zirkulationsweg gefällt werden. In den drei Jahren von 1965 bis 1967 fanden insgesamt 468 Sit-
zungen bei 5’014 Eingängen statt, also rund eine Sitzung für elf Eingänge, davon 187 Sitzungen
der beiden Zivilkammern für 836 zivilrechtliche Berufungen und Nichtigkeitsbeschwerden, al-
so eine Sitzung für ungefähr fünf Fälle. Von 2013 bis 2015 fanden 160 Sitzungen bei insgesamt
23’474 Eingängen, oder eine Sitzung pro 146 Eingänge, statt, davon 32 Sitzungen für 5’090 zivil-
rechtliche Beschwerden, oder eine Sitzung pro 159 Beschwerden.
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Abbildung 5: Sitzungen im Verhältnis zu Eingängen 1987–2015

[Rz 19] Zwischen 1968 und 1986 wird die Anzahl Sitzungen leider nicht berichtet, erst wieder
ab 1987, weshalb Abbildung 5 nur den Zeitraum von 1987 bis 2015 umfasst. Der Höhepunkt
wird hier 1990 erreicht, seither sinkt die Anzahl Sitzungen, besonders stark bis 1995. Die Ab-
nahme der Sitzungen ab 1992 hängt mit der am 15. Februar 1992 in Kraft getretenen Änderung
des Bundesrechtspflegegesetzes (OG) zusammen, die bei eindeutigen Fällen28 die Entscheidung
in Dreierbesetzung ohne öffentliche Verhandlung (Art. 36a OG) und bei Einstimmigkeit auf dem
Zirkulationsweg erlaubte (Art. 36b OG). Das In-Kraft-Treten des Bundesgerichtsgesetzes hat be-
züglich der Anzahl Sitzungen keine wesentlichen Änderungen gebracht, jedoch ist zu beachten,
dass die Statistik gemäss Abbildung 5 ab 2007 die sozialversicherungsrechtlichen Fälle, die frü-
her vom Eidgenössischen Versicherungsgericht erledigt wurden, mitumfasst (deshalb der starke
Anstieg), so dass die Anzahl Sitzungen pro Eingang noch weiter abgenommen hat.

[Rz 20] Die fast ausschliessliche Erledigung der Fälle auf dem Zirkulationsweg bewirkt, dass der
Referenten respektive die Referentin einen grösseren Einfluss auf die Urteilsbildung hat. Zuge-
spitzt gesagt könnten viele Fälle auch von einem Einzelrichter entschieden werden. Auch dies ist
keine revolutionär neue Erkenntnis – das Bundesgericht hat bereits 1977 festgehalten, dass die
steigende Geschäftslast «die Gefahr in sich [birgt], dass im Einzelfall dem Referenten ein Über-
gewicht zukommt, was dem System und Zweck der im Organisationsgesetz verlangten Kollegi-
aljustiz zuwiderläuft».29 Neu ist unter dem Bundesgerichtsgesetz, dass gemäss Art. 108 BGG der
Präsident als Einzelrichter über das Nichteintreten auf «offensichtlich unzulässige» Beschwer-
den entscheiden kann, und insoweit keine Kollegialjustiz mehr verlangt wird. Davon wird rege

28 Nichteintreten auf offensichtlich unzulässige Rechtsmittel, Abweisung offensichtlich unbegründeter Rechtsmittel,
Gutheissung offensichtlich begründeter Rechtsmittel, Art. 36a OG.

29 Bericht des Schweizerischen Bundesgerichts über seine Amtstätigkeit im Jahr 1977 vom 14. Februar 1978, 280.
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Gebrauch gemacht – rund 30% aller Urteile des Bundesgerichts werden durch Einzelrichter ge-
fällt.30

4. Weniger Gutheissungen und viel mehr Nichteintretensentscheidun-
gen

[Rz 21] Wirklich interessant wird es bei der Erledigungsart. Die Hypothese ist wie gesagt, dass
eine steigende Geschäftslast dazu führt, dass die Prüfungsdichte sinkt, und damit der Anteil
der Gutheissungen. Die Daten sind mit dieser Annahme konform: die Erfolgsquote (ganz oder
teilweise Gutheissung) zivilrechtlicher Berufungen und Nichtigkeitsbeschwerden sank von 1965
bis 2015 von rund 18% auf rund 13% (bei allerdings recht starken jährlichen Schwankungen,
siehe Abbildung 6). Ein Rückgang von 6% Prozentpunkten mag nicht nach viel klingen – wenn
man sich vor Augen hält, dass die Erfolgsaussichten einer Berufung damit um rund einen Drittel
gesunken sind, ist dies aber ein erheblicher Rückgang.

 

 

Abbildung 6: Gutheissungsquote zivilrechtliche Berufungen und Nichtigkeitsbeschwerden
1965–2006

[Rz 22] Noch erheblich grösser aber ist die Zunahme der Berufungen, die durch Nichteintreten
erledigt werden: deren Anteil stieg von rund 14% im Jahr 1965 auf rund 22% im Jahr 2006 (siehe
Abbildung 7). Bei den staatsrechtlichen Beschwerden zeigt sich das imWesentlichen gleiche Bild,
wobei die Abnahme der gutheissenden Urteile etwas weniger ausgeprägt ist. Entsprechend ist
auch die Nichteintretensquote insgesamt, für alle Rechtsmittel in allen Rechtsgebieten, um rund
einen Drittel gestiegen (siehe Anhang).

30 KPM/Interface/Universität Zürich, Evaluation der Wirksamkeit der neuen Bundesrechtspflege. Zwischenbericht II
zuhanden des Bundesamtes für Justiz, Bern Zürich Luzern 2012, unter <https://www.bj.admin.ch/dam/data/bj/
staat/evaluation/ber-evalphase2-d.pdf>, 58, (Website zuletzt besucht am 19. Mai 2016).
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Abbildung 7: Nichteintretensquote zivilrechtliche Berufungen undNichtigkeitsbeschwerden
1965–2006

[Rz 23] Entweder sind die Rechtsvertreter der beschwerdeführenden Parteien unfähiger gewor-
den und legen zunehmend unzulässige Rechtsmittel ein oder die Parteien versäumen vermehrt,
den Kostenvorschuss rechtzeitig zu bezahlen. Oder die formalen Anforderungen an die Beschwer-
deschriften sind immer schwieriger zu erfüllen. Die Daten lassen keine abschliessende Beurtei-
lung zu, welche dieser Hypothesen – die sich nicht notwendigerweise ausschliessen – zutrifft. Im-
merhin kann man die Eingänge am Bundesgericht mit den von den kantonalen Vorinstanzen im
gleichen Jahr erledigten Fälle in ein Verhältnis setzen. Wenn Parteien zunehmend aussichtslose
Rechtsmittel ergreifen, müsste der Anteil der kantonalen letztinstanzlichen Urteile, die weiter-
gezogen werden, zunehmen. Zumindest für den Kanton Zürich ist dies nicht der Fall. Wie Abbil-
dung 8 zeigt, verlaufen die Erledigungen vor letztinstanzlichen zürcherischen Gerichte und die
Eingänge am Bundesgericht weitgehend parallel (die Spitze bei den Erledigungen in Zürich 1995
ist auf eine kurzzeitige starke Zunahme der kantonalen Nichtigkeitsbeschwerden in Zivilsachen
zurückzuführen, deren Ursache sich mir nicht erschliesst).31

31 Für den Kanton Zürich wurden die erstinstanzlichen Prozesse am Obergericht und die Nichtigkeitsbeschwerden
und Berufungen in Zivilsachen, die Rekurse gegen Eheschutzmassnahmen und die Urteile des Handelsgerichts
addiert.
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Abbildung 8: Vergleich der Erledigungen letztinstanzlicher zürcherischer Gerichte in Zivil-
sachen mit Eingängen am Bundesgericht

5. Entwicklung unter der Geltung des Bundesgerichtsgesetzes

[Rz 24] Am 1. Januar 2007 trat das Bundesgerichtsgesetz in Kraft, welches das Bundesrechts-
pflegegesetz (OG) ablöste. Das Bundesgerichtsgesetz brachte eine umfassende Neuordnung des
Rechtsmittelzuges an das Bundesgericht mit sich. Mit dem System der Einheitsbeschwerde in
Zivil- und Strafsachen und öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten sollten neu alle Rechtsverlet-
zungen, also namentlich sowohl Verletzungen einfachen Gesetzesrechts als auch die Verletzung
verfassungsmässiger Rechte, mit einem einzigen Rechtsmittel gerügt werden können. Diese «Ver-
einfachung der Rechtsmittelwege» sollte «auch zu einem wirksameren Schutz der Rechtssuchen-
den [beitragen], weil die Gefahr, dass sich eine Beschwerde als unzulässig erweist, erheblich re-
duziert wird».32 Der damalige Justizminister Christoph Blocher meinte in der parlamentarischen
Beratung des BGG gar, «Sie sehen, die Sache ist so einfach, dass Sie nicht einmal mehr einen
Rechtsanwalt brauchen, um drauszukommen – für den Gang vors Gericht wahrscheinlich schon
noch, aber man kann schon als Laie drauskommen».33 Gleichzeitig wurde die Streitwertgrenze in
vermögensrechtlichen Streitigkeiten von CHF 8’000 auf CHF 30’000 angehoben, um das Bundes-
gericht zu entlasten (in arbeits- und mietrechtlichen Fällen gilt ein tieferer Streitwert von CHF
15’000).34

[Rz 25] Als «Auffangbeschwerde» wurde die subsidiäre Verfassungsbeschwerde gegen Entschei-
de letzter kantonaler Instanzen eingeführt, wenn keine «Einheitsbeschwerde» nach Art. 72 bis
89 BGG zulässig sind (Art. 113 BGG). Mit der subsidiären Verfassungsbeschwerde kann nur die
Verletzung verfassungsmässiger Rechte gerügt werden (Art. 116 BGG). Die subsidiäre Verfas-
sungsbeschwerde war im bundesrätlichen Entwurf nicht enthalten und wurde im Nachhinein

32 Botschaft zum Bundesgerichtsgesetz, BBl 2001, 4202, 4234.
33 AB 2004 N 1578, 5. Oktober 2004.
34 Art. 74 Abs. 2 BGG sieht Ausnahmen vom Streitwerterfordernis vor, insbesondere, wenn sich eine Rechtsfrage von

grundsätzlicher Bedeutung stellt oder wenn Bundesrecht eine einzige kantonale Instanz vorschreibt.
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eingefügt, um den Rechtsschutz im Sachausschlussbereich der öffentlich-rechtlichen Beschwer-
de zu gewährleisten (vgl. Art. 83 BGG).35 Im Zivilrecht spielt sie vor allem eine Rolle in den
vermögensrechtlichen Fällen, in denen die Streitwertgrenze nicht erreicht wird und sich keine
Rechtsfrage grundsätzlicher Bedeutung stellt.36

[Rz 26] Gleichzeitig mit dem In-Kraft-Treten des Bundesgerichtsgesetzes wurde per 1. Januar
2007 das Eidgenössische Versicherungsgericht in Luzern mit dem Bundesgericht fusioniert; das
bisherige Versicherungsgericht wurde zu zwei neuen sozialversicherungsrechtlichen Abteilungen
des Bundesgerichts, das nun über sieben Abteilungen verfügt (je zwei öffentlich-rechtliche, zivil-
rechtliche und sozialversicherungsrechtliche sowie eine strafrechtliche Abteilung). Ebenfalls auf
den 1. Januar 2007 hin erfolgte ein Ausbau der Vorinstanzen des Bundesgerichts. Das neue Bun-
desverwaltungsgericht nahm seine Tätigkeit auf, vorerst in Bern, später in St. Gallen. Es ersetzte
die bisherigen Rekurskommissionen und Beschwerdedienste des Bundes.

[Rz 27] Aufgrund der zahlreichen, gleichzeitig in Kraft getretenen, Änderungen ist ein Vergleich
der Eingänge und Erledigungsarten vor und nach dem 1. Januar 2007 nur eingeschränkt möglich.
Im Jahr 2007 wurden zudem sowohl Fälle unter dem OG erledigt als auch bereits Fälle, die unter
dem BGG eingegangen sind. Daher sind die Daten für 2007 weitgehend unverwertbar.

[Rz 28] Deutlich ersichtlich in Abbildung 9 ist die Verschiebung von den bisherigen staatsrechtli-
chen Beschwerden hin zur neuen zivilrechtlichen Einheitsbeschwerde – subsidiäre Verfassungs-
beschwerden sind viel seltener als staatsrechtliche Beschwerden, gleichzeitig steigt die Zahl der
zivilrechtlichen Beschwerden. Das leuchtet ein, können neu ja die Rügegründe, die bisher mittels
staatsrechtlicher Beschwerde vorgebracht werden mussten, mit der (zivilrechtlichen) Einheits-
beschwerde vorgebracht werden, wo diese zulässig ist. Der subsidiären Verfassungsbeschwerde
verbleibt ein verhältnismässig geringer Anwendungsbereich.

 

 

Abbildung 9: Eingänge staatsrechtliche Beschwerde versus subsidiäre Verfassungsbeschwer-
den und zivilrechtliche Berufungen versus zivilrechtliche Beschwerden 1999–2015

35
Martin Sarbach, BGG und Zivilverfahren, in: Jusletter 18. Dezember 2006, Rz. 18.

36 Letzteres erlaubt ein Absehen von der Streitwertgrenze, Art. 74 Abs. 2 lit. a BGG.
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[Rz 29] Die subsidiäre Verfassungsbeschwerde ist ein weitgehend aussichtsloses Rechtsmittel,
wie Abbildung 10 zeigt. Während die Erfolgsquote bei den staatsrechtlichen Beschwerden in den
Jahren 1999 bis 2006 bereits bei relativ bescheidenen 10% lag, liegt die Erfolgsquote bei den sub-
sidiären Verfassungsbeschwerden bei mickrigen 3–4%. Auf rund drei Viertel (!) der subsidiären
Verfassungsbeschwerden wird nicht eingetreten, verglichen mit rund einem Drittel Nichteintre-
tensentscheidungen bei den staatsrechtlichen Beschwerden 1999 bis 2006. Der Vorentwurf für
die Revision des Bundesrechtspflegegesetzes sieht vor, die subsidiäre Verfassungsbeschwerde er-
satzlos zu streichen,37 was allerdings heftig kritisiert wird.38

 

 

Abbildung 10: Erledigungsarten staatsrechtliche Beschwerden versus subsidiäreVerfassungs-
beschwerden 1999–2015

[Rz 30] Aber wie wirkt sich das In-Kraft-Treten des Bundesgerichtsgesetzes auf die Erledigung
der Beschwerden in Zivilsachen aus? Offensichtlich darf man hier nicht einfach die Erledigungs-
arten der altrechtlichen zivilrechtlichen Berufungen und Nichtigkeitsbeschwerden mit den Er-
ledigungsarten der zivilrechtlichen (Einheits-)beschwerden vergleichen. Die Erfolgsquote und
Eintretenswahrscheinlichkeit für staatsrechtliche Beschwerden war immer geringer als für zi-
vilrechtliche Berufungen. Um einen vernünftigen Vergleich zu ermöglichen, habe ich deshalb
die Erledigungsarten gemäss dem Verhältnis der zivilrechtlichen Berufungen und Nichtigkeits-
beschwerden (ab 2007: Einheitsbeschwerden) zu den staatsrechtlichen Beschwerden (ab 2007:
subsidiären Verfassungsbeschwerden), die von den beiden Zivilkammern erledigt wurden, ge-
wichtet. Einziges Problem bei diesem Ansatz ist, dass in den Geschäftsberichten zwar die Anzahl
staatsrechtlicher Beschwerden respektive subsidiärer Verfassungsbeschwerden, die durch die bei-

37 Vorentwurf zur Änderung des Bundesgerichtsgesetzes vom 4. November 2015, erhältlich unter http://www.ejpd.
admin.ch/dam/data/bj/staat/gesetzgebung/bundesgerichtsgesetz/vorentw-d.pdf (Website zuletzt besucht am 1.
Mai 2016).

38
Ulrich Zimmerli, Revision des Bundesgerichtsgesetzes. Bundesrat offeriert Mogelpackung, NZZ, Nr. 282, 4. De-
zember 2015, 12; Andreas Güngrich, Revision des Bundesgerichtsgesetzes. Vorentwurf, Anwaltsrevue 2016, 155–
158, 157 f.
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den Zivilkammern erledigt wurden, berichtet wird, aber nur die Erledigungsarten für alle staats-
rechtlichen Beschwerden/subsidiären Verfassungsbeschwerden insgesamt. Ich nehme daher im
Folgenden an, dass sich die Erledigungsarten dieser Rechtsmittel vor den beiden Zivilkammern
nicht wesentlich von den Erledigungsarten der gleichen Rechtsmittel durch die anderen Kam-
mern unterscheiden, m.a.W., dass die Zivilkammern staatsrechtliche Beschwerden respektive
subsidiäre Verfassungsbeschwerden mit der gleichen Wahrscheinlichkeit gutheissen, respektive
auf sie nicht eintreten, wie die übrigen Kammern.

 

 

Abbildung 11: Erledigungsarten Zivilsachen im Verhältnis zu Eingängen 1999–2015

[Rz 31] Wie Abbildung 11 zeigt, ist die Gutheissungsquote unter dem Bundesgerichtsgesetz im
Wesentlichen gleich wie unter dem Organisationsgesetz. Jedoch ist die Nichteintretensquote vor
den Zivilkammern sprunghaft gestiegen.

[Rz 32] Dieser Sprung ist nicht primär Folge der sehr hohen Nichteintretensquote bei den subsi-
diären Verfassungsbeschwerden. Selbst wennman die subsidiären Verfassungsbeschwerden gänz-
lich ausser Acht lässt und nur die gewichteten Erledigungen der zivilrechtliche Berufungen und
Nichtigkeitsbeschwerden unter dem OG mit den Erledigungen einzig der zivilrechtlichen Ein-
heitsbeschwerden (ohne subsidiäre Verfassungsbeschwerden) gemäss BGG vergleicht,39 zeigt sich
qualitativ dasselbe Bild: die Nichteintretensquote bei der zivilrechtlichen Einheitsbeschwerde ist
viel höher als die Nichteintretensquote früher bei den zivilrechtlichen Berufungen und staats-
rechtlichen Beschwerden, wenn auch der Anstieg etwas weniger ausgeprägt ist als bei Berück-
sichtigung der subsidiären Verfassungsbeschwerde (siehe Abbildung 14 im Anhang). Während
die gewichtete Nichteintretensquote 2008 bis 2015 rund 44% beträgt, beträgt die (ungewichte-
te) Nichteintretensquote bei den zivilrechtlichen Beschwerden in den Jahren 2008 bis 2015 «nur»
rund 37%,mit allerdings steigender Tendenz (2015wurde auf 42% der zivilrechtlichen Beschwer-

39 Dies ist der für die Auswirkungen des BGG günstigste Vergleich, da für die Erledigungen vor In-Kraft-Treten des
BGG die (höhere) Nichteintretensquote für staatsrechtliche Beschwerde berücksichtigt wird, aber nicht die (sehr
hohe) Nichteintretensquote für die subsidiäre Verfassungsbeschwerde nach In-Kraft-Treten des BGG.
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den nicht eingetreten). Vielleicht ist diese steigende Tendenz auch nicht so überraschend, wenn
man sich vor Augen hält, dass die Eingänge unter dem Bundesgerichtsgesetz weiterhin stark ge-
stiegen sind.

[Rz 33] Der Anstieg kann auch kaum dadurch erklärt werden, dass unter dem BGG ein grösserer
Anteil der beschwerdeführenden Parteien den Kostenvorschuss nicht leistet, denn – abgesehen
von sozialversicherungsrechtlichen Streitsachen – galt bereits unter dem OG seit 1992 eine allge-
meine Kostenvorschusspflicht (Art. 150 OG, heute Art. 62 BGG).40

6. Qualität der Urteile

[Rz 34] Die Qualität von Gerichtsurteilen zu messen ist schon deshalb schwierig, weil es kaum
allgemein akzeptierte Kriterien gibt, was ein gutes Urteil ausmacht. Abgesehen davon, dass das
Urteil selbstverständlich Verfassung und Gesetz entsprechen soll, gibt es wenig weitergehende
formelle Kriterien.41 Eine Urteilsbegründung ist gut, wenn sie geeignet ist, den Adressatenkreis
von der Richtigkeit des Urteilsspruchs zu überzeugen.42 In der Literatur werden als Qualitäts-
merkmale einer Urteilsbegründung Stringenz, Sachlichkeit, inhaltliche und sprachliche Klarheit,
Sorgfalt und Bestimmtheit in der Darstellung des Sachverhalts, auf die Streitentscheidung fo-
kussierte Rechtserörterungen, Regelhaftigkeit und Einbettung des Urteils in das soziale Umfeld
genannt.43

[Rz 35] Eine Untersuchung über Änderungen der bundesgerichtlichen Urteilsbegründungspraxis
über einen grösseren Zeitraum fehlt,44 weshalb es von vorneherein nicht möglich ist, Aussagen
zu treffen darüber, ob die steigende Geschäftslast Auswirkungen auf die Urteilsqualität hat. Je-
doch wurde im Rahmen der Evaluation der neuen Bundesrechtspflege auch der Frage nachgegan-
gen, ob sich die Qualität der Urteile seit dem In-Kraft-Treten des BGG geändert habe. Zu diesem
Zweck wurden die Mitarbeitenden der Eidgenössischen Gerichte und die Anwaltschaft befragt.
Während bei den Bundesrichtern über 20% angeben, dass sich die Qualität verbessert habe, fal-
len die Resultate aus Sicht der Gerichtsschreiber negativer aus. Zwar sieht auch hier die Mehrheit
keine Anzeichen für eine Qualitätsänderung, aber immerhin 17 Prozent der Gerichtsschreiber
glauben, dass die Qualität abgenommen habe. Die Gerichtsschreiber begründen dies damit, dass
das Bundesgericht sich verstärkt mit formellen Fehlern und weniger mit der Durchsetzung mate-
riellen Rechts beschäftigen müsse, ausserdem werde verstärkt versucht, Einzelfälle pragmatisch
und schnell zu lösen, statt die Tragweite eines Urteils für die Rechtsprechung sorgfältig abzuwä-
gen.45

[Rz 36] Die Anwaltschaft ist noch kritischer. Rund ein Drittel ist der Auffassung, dass die Begrün-
dungsdichte, Nachvollziehbarkeit und Folgerichtigkeit der Urteile unter dem BGG abgenommen

40 Botschaft betreffend die Änderung des Bundesgesetzes über die Organisation der Bundesrechtspflege vom 18.
März 1991, BBl 1991 II 465, 502.

41
Susanne Leuzinger-Nef, Gesetzgeberischer Handlungsbedarf beim Bundesgerichtsgesetz, plädoyer 2016, 38–45,
39.

42 Eingehend zur Urteilsbegründung Hans-Jakob Mosimann, Entscheidbegründung. Begründung und Redaktion von
Gerichtsurteilen und Verfügungen, Zürich 2013.

43
Hans P. Walter, Richtiges Recht richtig sprechen, in: «Justice - Justiz - Giustizia» 2007/4, Rz. 14 ff.

44
Leuzinger-Nef (Fn. 41), 40.

45 KPM/Interface/Universität Zürich (Fn. 29), 61.
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haben, und dieser Anteil stieg von 2009 zu 2011 an.46 Anders als die Richter sehen die Anwälte
auch einen Unterschied in der Qualität der in der amtlichen Sammlung veröffentlichten und der
nicht in der Sammlung veröffentlichten Urteile.

[Rz 37] Der Evaluationsbericht zur Wirksamkeit der neuen Bundesrechtspflege hat zudem eine
Stichprobe bundesgerichtlicher Urteile einer qualitativen und quantitativen Analyse unterzogen.
Dazu wurden 423 Urteilen qualitativ und 805 Urteile quantitativ analysiert. Bezüglich der Kri-
terien Lückenlosigkeit, Präzision, Widerspruchsfreiheit, Verständlichkeit, Tonalität, Strukturie-
rung, Referenzierung und Umfang konnten nur geringe Unterschiede festgestellt werden.47 Fest-
gestellt wurde jedoch, dass sich das Bundesgericht im Privatrecht unter der Geltung des BGG
rund siebenmal mehr mit dem Rügeprinzip befasst als unter der Geltung des OG. Ebenfalls er-
wähnenswert ist, dass das Bundesgericht häufiger wegen formellen Ungenügens der Beschwerde-
schrift – sprich, weil die Rügeobliegenheit ungenügend erfüllt wurde – (teilweise) nicht auf die
Beschwerde eingetreten ist.48

[Rz 38] Interessant ist schliesslich die Feststellung, dass sich Erwägungen zu komplexen Eintre-
tensfragen entgegen dem Reformziel vermehrt haben. Der Evaluationsbericht schreibt dazu, es
sei «festzuhalten, dass Fälle, in denen sich komplizierte Eintretensfragen stellen, eher zugenom-
men haben. Dafür scheint aber nicht das neue BGG verantwortlich zu sein – oder jedenfalls nur
insoweit, als sich zu einzelnen Fragen zuerst eine Praxis bilden muss –, sondern eher das Be-
mühen des Bundesgerichts, die Beschwerdebefugnis nicht zu weit zu fassen beziehungsweise für die
Einschränkung praxistaugliche Abgrenzungskriterien zu finden»49 (Hervorhebungen im Original).
Mit anderen Worten macht sich das Bundesgericht Mehrarbeit, um Mehrarbeit zu vermeiden.

V. Fazit

[Rz 39] Die Tatsache, dass die durchschnittliche Verfahrensdauer in Zivilsachen – und übrigens
auch in den anderen Rechtsgebieten – in den letzten 50 Jahren trotz ständig steigender Geschäfts-
last nicht zugenommen hat, deutet darauf hin, dass sich die Art der Behandlung und Erledigung
der Rechtsmittel geändert hat.

[Rz 40] Einerseits hat sich das Verfahren am Bundesgericht dahingehend verändert, dass immer
weniger Sitzungen stattfinden und immer mehr Entscheidungen auf dem Zirkulationsweg gefällt
werden.Wennman annimmt, dass der mündliche Diskurs unter Richtern der Qualität der Urteile
zuträglich ist – und wenn man das nicht glaubt, müsste man Sitzungen gar nicht vorsehen –
müsste das negative Auswirkungen auf die Urteilsqualität haben.

[Rz 41] Andererseits ist ein verstärkter Einfluss der nicht richterlichen Urteilsredaktoren und des
Referenten festzustellen. Ersteres ist aus demokratischer Sicht nicht unbedenklich, sind doch nur
die ordentlichen Bundesrichter vom Parlament gewählt. Letzteres bedeutet eine Verschiebung
der Macht zum einzelnen Richter.

46 Ebenda, 65.
47 Ebenda,159 ff.
48 Ebenda, 165 f.
49 Ebenda, 176.
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[Rz 42] Effizientere Gestaltung der Verfahrensabläufe kann Verfahren beschleunigen, aber nur
bis zu einem gewissen Grad.50 Irgendwann leiden die verfahrensmässigen Ansprüche an ein
justizförmiges Verfahren, und irgendwann muss die steigende Arbeitslast einer Rechtsmittel-
instanz zu einer weniger gründlichen Prüfung der angefochtenen Entscheidungen führen. Die
hier erstmals erhobenen Daten zeigen, dass die Erfolgswahrscheinlichkeit zivilrechtlicher Beru-
fungen und Nichtigkeitsbeschwerden von 1965 bis 2006 um rund ein Drittel von 18% auf 13%
gesunken ist. Die Gutheissungsquote der Einheitsbeschwerde in Zivilsachen unter dem Bundes-
gerichtsgesetz liegt bei rund 13%, was der durchschnittlichen Gutheissungsquote in den letzten
acht Jahren vor In-Kraft-Treten des BGG entspricht. Die Daten sind kompatibel zu der Erklärung,
dass die Prüfungsdichte mit steigender Geschäftslast abgenommen hat. Wegen methodischer De-
fizite lässt sich aber nicht ausschliessen, dass es andere Gründe für die beobachtete Abnahme
gibt, namentlich die zunehmende Einlegung aussichtsloser Rechtsmittel durch die Parteien.

[Rz 43] Stark zugenommen haben die Erledigungen durch Nichteintreten. Die Wahrscheinlich-
keit, dass auf eine zivilrechtliche Berufung oder Nichtigkeitsbeschwerde in Zivilsachen nicht ein-
getreten wird, stieg von rund 14% im Jahr 1965 auf rund 22% im Jahr 2006, hat also um fast 50%
zugenommen. Auch hier lässt sich nicht mit Sicherheit sagen, worauf die Zunahmen zurückzu-
führen ist, aber die Annahme, dass die Anforderungen an die Zulässigkeit eines Rechtsmittel
zunehmen strenger gehandhabt werden und schwieriger zu erfüllen sind, ist naheliegend.

[Rz 44] Extrem ist schliesslich die Zunahme der Nichteintretensentscheidungen in Zivilsachen
unter dem BGG verglichen mit dem OG. In den acht Jahren vor In-Kraft-Treten des BGG wurde
auf rund 29% der zivilrechtlichen Berufungen, Nichtigkeitsbeschwerden und staatsrechtlichen
Beschwerden nicht eingetreten (gewichteter Durchschnitt). In den acht Jahren nach In-Kraft-
Treten des BGG wurde auf rund 44% der Beschwerden in Zivilsachen und Verfassungsbeschwer-
den nicht eingetreten (gewichteter Durchschnitt). Selbst wenn man nur die Einheitsbeschwerde
in Zivilsachen betrachtet, hat die Nichteintretensquote unter dem BGG sprunghaft auf 37% zu-
genommen. Gleichzeitig zeigt eine quantitative Analyse bundesgerichtlicher Urteile, dass unter
dem BGG mehr Zeilen für Eintretensfragen aufgewendet werden51 und sich das Bundesgericht
rund sieben Mal häufiger mit dem Rügeprinzip befasst.52 Ein Teil der Gerichtsschreiber am Bun-
desgericht glaubt, dass sich das Bundesgericht verstärkt mit formellen Fehlern und weniger mit
der Durchsetzung materiellen Rechts beschäftigen müsse.53 Da durch die Reform der Bundes-
rechtspflege und die Einführung der Einheitsbeschwerde die formellen Voraussetzungen der Be-
schwerde ans Bundesgericht hätten vereinfacht werden sollen, kann man hier nur ein Scheitern
der Reform feststellen. Es scheint, dass das Bundesgericht, nachdem sich die Hoffnung nicht er-
füllt hat, dass die Erhöhung der Streitwertgrenze von CHF 8’000 auf CHF 30’000 zu einer mass-
geblichen Abnahme der Geschäftslast führt, die formellen Anforderungen an die Beschwerde-
schrift, insbesondere an das Rügeprinzip, zunehmend strenger handhabt.

50 Zu Methoden der Geschäftslastbewirtschaftung bei schweizerischen Gerichten siehe Andreas Lienhard / Daniel
Kettiger, Geschäftslastbewirtschaftung bei Gerichten. Methodik, Erfahrungen und Ergebnisse einer Studie bei den
kantonalen Verwaltungs- und Sozialversicherungsgerichten, Schweizerisches Zentralblatt für Staats- und Verwal-
tungsrecht 2009, 413–441.

51 KPM/Interface/Universität Zürich (Fn. 29), 176.
52 Ebenda, 165 f.
53 Ebenda, 61.
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VI. Anhang

 

 

Abbildung 12: Erledigungsarten staatsrechtliche Beschwerden 1965–2006

 

 

Abbildung 13: Nichteintretensquote insgesamt im Verhältnis zu Eingängen insgesamt 1965–
2006
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Abbildung 14: Erledigungsarten Zivilsachen ungewichtet im Verhältnis zu Eingängen 1999–
2015

Mark Schweizer PD Dr. iur., LL.M., Rechtsanwalt bei Meyerlustenberger Lachenal (Zürich).
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